
I GR Nr. 2000/179 I

Auszug
aus dem Protokoll des Stadtrates von Zürich

vom 4. Oktober 2000

1715. Interpellation von Markus Schwyn und Thomas Meier zum Or-
ganisations- und Informatik-Projekt «Computer Assisted Social
Work» (CASW), Kosten und Submission. Am 5. April 2000 reichten
die Gemeinderäte Markus Schwyn (SVP) und Thomas Meier (SVP)

folgende Interpellation GR Nr. 2000/179 ein:

Dem Vernehmen nach hat der Stadtrat irn April 1996 für die Realisierung des
«Organisations- und Informatik-Projekts» «Computer Assisted Social Work
(CASW»> einen Kredit in der Höhe von mehr als 15,1 Mio. Franken bewilligt.
Bereits irn Februar 1996 soll der Stadtrat für «Vorarbeiten» Ausgaben von
rund Fr. 900 000.- beschlossen haben. Die Gesamtkosten des Projekts sollen
mehr als 18 Mio. Franken betragen haben.

Gernäss der aus einem Satz und einer knappen Tabelle bestehenden Antwort
des Stadtrates auf einen parlamentarischen Vorstoss der Unterzeichneten
(GR Nr. 99/401) hat die Stadt Zürich der Beratungsfirma Andersen Consul-
ting für EDV-Beratung in Zusammenhang mit besagtem Projekt Zahlungen
von Fr. 10 192314.- zukommen lassen.

Bei den irn Jahre 1996 für das «CASW»-Projekt bewilligten Ausgaben von
mehr als 16 Mio. Franken handelte es sich um zwei Kredite zur «Umsetzung
eines umfassenden Organisations- und Informatikplans» bzw. zur «Ein-
führung der Büromatik» sowie zur «Einführung eines neuen Rechnu.!lgswe-
sens», das heisst nicht um Aufwendungen für eine aus Gründen der Uberal-
terung erforderliche Ersatzbeschaffung, mithin nicht um gebundene Ausga-
ben.

In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der

folgenden Fragen:
1. Welches sind die Rechtsgrundlagen der vom Stadtrat irn Februar und April

1996 bewilligten Kredite von 16 Mio. Franken für das Informatik-Projekt
«CASW»?

2. Wie ist irn April 1996 die Öffentlichkeit über den stadträtlichen Kreditbe-
schluss über 15,1 Mio. Franken orientiert worden? Mit welchem Datum ist
die Veröffentlichung der entsprechenden «Medienmitteilung aus dem
Stadtrat» erfolgt?

3. Auf welchen Betrag beliefen sich die Gesamtkosten des «CASW»-Projek-
tes und wie präsentiert sich deren Zusammenstellung nach Projektgruppen
und nach Kostenarten?

4. Aus welchen einzelnen zu welchem Zeitpunkt ergangenen Kredit-
beschlÜssen des Stadtrates setzen sich die Gesamtkosten des «CASW»-
Projekts zusammen?

5. Welchen einzelnen Konti sind die Ausgaben für das «CASW»-Projekt be-
lastet worden?

6. An welche Firmen und Unternehmungen sind in Zusammenhang mit dem
CASW-Projekt welche Aufträge mit welchem Honorarvolumen erteilt
worden? (Es wird um eine tabellarische Auflistung gebeten.)

7. Welche konkreten Dienstleistungen haben die in der Antwort auf Frage 6
genannten Firmen und Unternehmungen für die ihnen vergüteten
Honorarzahlungen erbracht? (Es wird um substantielle Antwort in Form
einer näheren Darstellung der Dienstleistungen gebeten, die über eine
bloss stichwortartige Aufzählung hinausgeht.)

8. Sind die in der Antwort auf Frage 6 genannten Aufträge öffentlich ausge-
schrieben worden? Wennja: wann und wie ist die öffentlicheAusschreibung

erfolgt?
9. Falls die Antwort auf Frage 8 nein lautet: Wie lässt sich der Verzicht auf eine

öffentliche Ausschreibung mit den submissionsrechtlichen Vorschriften
vereinbaien?
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Auf den im Einvernehmen mit dem Vorsteher des Finanzdeparte-
ments gestellten Antrag der Vorsteherin des Sozialdepartements
beantwortet der Stadtrat die Interpellation wie folgt:

Das von den Interpellanten angesprochene Organisations- und In-
formatikprojekt CASW (Computer Assisted Social Work) wurde
zwischen Ende 1995 und Mitte 1998 abgewickelt. Mit Gesamtkosten
von rund 16 Mio. Franken handelte es sich um das grösste Informa-
tikprojekt der Stadtverwaltung der vergangenen Jahre. Es brachte
eine umfassende Erneuerung der Sozialhilfe in inhaltlich-methodi-
scher, organisatorischer und technischer Hinsicht-

Im Rahmen des Projekts wurden rund 300 Arbeitsplätze mit moder-
nen Informatikmitteln ausgerüstet und über eine Client-Server-Ar-
chitektur vernetzt -bis dahin arbeiteten die Sozialberatungsstellen
fast ausschliesslich mit Schreibmaschinen und Karteikarten. Diese
Plattform war Voraussetzung für die Einführung des städtischen
Rechnungswesens IRP und die Realisierung einer EDV-Applikation
für die Fallführung. Im Einklang mit dem Erkenntnisstand der mo-
dernen Organisationslehre, die eine integrierte Betrachtung von
Informatik- und Organisationsbelangen postuliert, sowie den Emp-
fehlungen der Beraterfirma Andersen Consulting AG wurde die Ein-
zelfallhilfe einem systematischen Reengineering unterzogen. Dieses
Projekt lief unter dem Titel «Sozialberatung 98».

Aus dem zeitlichen Abstand von mehr als zwei Jahren seit Projekt-
abschluss erweist sich das Projekt trotz den für Informatik-Vorhaben
dieser Grössenordnung wahrscheinlich unumgänglichen Anlauf-
schwierigkeiten als erfolgreich. Es erlaubte der Sozialhilfe den
Sprung aus der EDV-Steinzeit in die Moderne, verhalf ihr zu einer
Vereinfachung und Standardisierung der Abläufe und Prozesse und
führte zur Gliederung der Sozialhilfe in spezielle Dienstleistungen,
welche gezielt mit den Bedürfnissen der verschiedenen Klientinnen-/
Klientengruppen in Übereinstimmung gebracht werden.

Schliesslich sei noch angemerkt, dass von dem in der Interpellati-
onsantwort vom 1. März 2000 (GR Nr. 99/401) angeführten Ho-
norarvolumen von Fr. 10 192314.90, welche vom Sozialdepartement
in den Jahren 1995 bis 1998 für Dienstleistungen der Andersen Con-
sulting AG aufgewendet wurden, nur etwas über 60 Prozent, nämlich
Fr.6 499815.95, das EDV-Projekt CASW betreffen.

Im Einzelnen beantwortet der Stadtrat die Fragen der Interpellan-
ten wie folgt:

Zu Frage I: Aufgrund des mit Gemeindebeschluss vom 25. Juni 1995
in die Gemeindeordnung eingefügten Art. 101er fällt die Bewilligung
von Krediten für Informatikmittel in die Kompetenz des Stadtrates.
Die entsprechende Bestimmung lautet wie folgt: «Der Stadtrat ist zu-
ständig für sämtliche Ausgaben zur Beschaffung von Informatik-Sys-
temen und zur Realisierung von Informatik-Applikationsprogram-
men, auch soweit es sich nicht um gebundene Ausgaben handelt.»

Die Erörterung der Frage, ob es sich bei den Ausgaben für das Pro-
jekt um gebundene oder nicht gebundene Ausgaben handelt, kann
daher entfallen. Zuständig ist in jedem Fall der Stadtrat.
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Zu Frage 2: Unmittelbar nach der Kreditbewilligung vom 3. April
1996 ist keine Medienmitteilung des Stadtrates erfolgt. Hingegen hat
die Vorsteherin des Sozialdepartements am 25. Oktober 1996 im
Rahmen einer dem Thema Modernisierung der Sozialhilfe gewid-
meten Medienkonferenz umfassend über das Informatikprojekt in-
formiert. Sowohl Presse wie elektronische Medien haben darüber
berichtet.

Zu Frage 3: Die Gesamtkosten des Projektes beliefen sich auf
Fr. 16020 950.13. Sie lassen sich wie folgt in Projektgruppen auf-
schlüsseln:

I Evaluation Dossierverwaltunl!

I Evaluation Leistungserbringung

I Akzeptanztest, VertragsverhandlunlZen

I Basisinfrastruktur aufbauen

I Hardware,~riebssystem, Betriebskonzeot

: Einführung Büromatik

I Reengineering Buchhaltung

I Einführun2 IRP 18034671

I Migration Wang-Person auf PC-Person
(Personalinforrna tions-Svste rn )

761651I Vorstudie MIS (Management-Informations-Svstem)

I Chanl!e-Manal!ement

I Prozesse und Organisation

I Kommunikationsulan

I Schulung -Referentinnen-/Referentenkosten

I SozialberatunI! 98

I LEA Phasen 1-4 (Leistun!!, Evaluation, IFa1ll-Abschluss) 47 680 i

I Reen~ineerin2

I Quick Wins Cash Management

Zu Frage 4: Der Stadtrat bewilligte die Kredite für CASW mit den
folgenden Beschlüssen:
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Zu Frage s: Die Aufwendungen für CASW wurden auf den folgen-
den Konti verbucht:

* Eigenleistungen sind naturgernäss vor allern Personalaufwendungen.

Zu den Fragen 6 und 7: Die folgende Tabelle zeigt eine Übersicht
über die für die Realisierung von CASW eingegangenen Verträge
mit Drittunternehmungen und die ausgerichteten Vergütungen für
die erhaltenen Waren und Dienstleistungen:

I Lomputer Irade Scheuss & Co.
GmbH. Zürich

I Entwicklungs- und Einführungs-

arbeiten für die Fallführungs-

applikation j
Siemens Nixdorf Informations- Netzwerkkomponenten
sYSteme AG. Zürich (Router. Hubs usw.).

I oe Sirnone & Osswald Zürich AG. Büromatiksoftware (MS Office )
Zürich

I Messerli AG. Glattbru22 I Drucker 149662.401
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Uotemebmuog Vertrags-
summe

(iuklM~t}
Fr.

Abrecbouogso
summe

(iokLM"St)
Fr.

4 704.65

40521.15

144801.45

33 972.45

Ile~UDg

Modems

OCR.Belegleser

Tivoli.Lizenzen

Fax.Software

Trigon AG. Rüschlikon

Dative AG. Berg

IBM Schweiz. Zürich

Grouptec GmbH. Solothum

ifs Informationstechnik für
Systeme GmbH. Frankfurt/M/D

Ton HeUer AG, Hensheim/D

..

..

IRP.Lizenzen und Programm-

an"assun~en 287593.85

Siron-Lizenzen (Server und Clients)
für Spezialauswertungen 26500.-

.exkl. Reisekosten und Spesen
..Für diese Beschaffungen wurden keine CASW-spezifischen Verträge abgeschlossen. Mit den

genannten Unternehmen bestehen Dauer-Rahmenverträge für die Belieferung der gesamten

Stadtverwaltung.

Zu Frage 8: Die oben aufgeführten Aufträge sind nicht öffentlich

ausgeschrieben worden.

Zu Frage 9: Zur Zeit der Vergebungen galt die städtische submissi-

onsverordnung vom 20. Dezember 1989. Sie verlangte die öffentliche

Ausschreibung von Aufträgen zur Beschaffung von Gütern, Dienst-

leistungen und Rechten ab einem Betrag von Fr. 100 000.- (Art. 1

Ziff. 1 und Art. 2 Abs. 1lit. a SubmVO). Ausgenommen sind Auf-

tragsverhältnisse im Sinne des Obligationenrechts, für welche andere

geeignete Auswahlverfahren anzuwenden sind (Art. 1 Ziff.2).

Die Beauftragung der Unternehmensberatungsfirma Andersen Con-

sulting erklärt sich aus der Vorgeschichte des Projekts. Die ersten

Vorarbeiten zur Einführung einer EDV-Lösung für die Sozialhilfe

gehen auf 1991 zurück. 1993 lag ein EDV-Gesamtkonzept vor, des-

sen Umsetzung sich aber aus verschiedenen Gründen als problema-

tisch erwies. Aus dieser Situation erwuchs der Wunsch, das Gesamt-

konzept durch ein Unternehmen, das über das erforderliche Know-

how verfügte und noch in keiner Beziehung zur Stadtverwaltung

stand, evaluieren zu lassen. Eingeladen zur Offertstellung wurden

Andersen Consulting und das Betriebswirtschaftliche Institut der

Ern Zürich (BWI). Der Entscheid fiel zugunsten der Weltfirma aus,

von der ein grösseres Potential an Wissen und Erfahrung erwartet

wurde. Sie unterzog 1995, also noch vor Inangriffnahme des Projekts

CASW, das Gesamtkonzept einem Review, der die Lücken und Män-

gel aufzeigte, die der Realisierung im Wege standen.

Aufgrund der überzeugenden Leistung beim Projektreview sowie

der Tatsache, dass Andersen Consulting bereits mit der Materie ver-

traut war, wurde sie mit der Erarbeitung eines O+I-Gesamtplanes

und dem Reengineering der Sozialhilfe beauftragt (StRB

Nr. 2220/1995) und anschliessend auch mit der Projektleitung zur

Umsetzung des Gesamtplanes betraut (StRB Nr.696/1996).

per Beauftragung der Profidata AG ging eine gründliche Marktun-

tersuchung im gesamten deutschsprachigen Raum unter der Leitung

von Andersen Consulting voraus. Als einzige Unternehmung, die

eine brauchbare Applikation für die Fallführung anbieten konnte, er-

wies sich ein Kleinunternehmen, das von der Grössenordnung des

CASW-Projektes hingegen überfordert gewesen wäre und deshalb

auf eine Partnerschaft mit einem technisch versierten, grossen Un-

ternehmen angewiesen war. Dieser Partner war die ProfidataAG, mit

welcher die Verträge abgeschlossen wurden.
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Für die Berücksichtigung der Firma Computer Trade Scheuss & Co.
GmbH (CTS) ausschlaggebend war die Absicht, einen Ausgleich
zwischen crs und dem zweiten, damals mit der Organisation und
Informatik der Stadt Zürich unter Vertrag stehenden Hardware-
Lieferanten zu erreichen.

Die übrigen Lieferanten wurden aufgrund ihrer spezifischen Pro-
dukteangebote für die zu lösenden Aufgaben und dem Bestehen von
Rahmenverträgen mit der OIZ ausgewählt.

Aufgrund von Art. 3 SubmVO kann auf die Durchführung eines
Wettbewerbs verzichtet werden, wenn

-sich die zu erbringenden Leistungen aus Gründen der Speziali-
sierung oder der Qualität nicht zur Ausschreibung eines Wettbe-
werbes eignen (lit. b) oder

-wenn bei Ergänzungen zu bereits erteilten Aufträgen eindeutige
Rationalisierungsgründe für die direkte Vergebung sprechen und
keine höheren Einheitspreise vereinbart werden (lit. c).

Der Stadtrat ist der Meinung, dass diese Voraussetzungen für den
Verzicht auf eine öffentliche Ausschreibung bei den für CASW er-
teilten Aufträgen erfüllt waren.

Mitteilung an die Vorstehenden des Finanz- und des Sozialdeparte-
ments, die übrigen Mitglieder des Stadtrates, den Stadtschreiber, den
Rechtskonsulenten, die OIZ, das Amt für Jugend- und Sozialhilfe
und den Gemeinderat.

Für getreuen Auszug
der Stadtschreiber


